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Vorwort zur zweiten Auflage

Die freundliche Aufnahme der ersten Auflage (2012) hat bereits nach zweiein-
halb Jahren eine Neuauflage ermöglicht. Die gerade im Umweltrecht äußerst dy-
namische Rechtsentwicklung erforderte dabei eine umfassende Überarbeitung und 
Ergänzung. Zu erwähnen ist nur das 2013 erlassene BVG über die Nachhaltigkeit, 
den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- 
und Lebensmittelversorgung und die Forschung (BGBl I 2013/111), ferner das aus 
2014 stammende Bundes-Energieeffizienzgesetz (BGBl I 2014/72) sowie zahl-
reiche Novellen zum UIG, zum UVP-G, zur GewO (insb in Umsetzung der EU-
Industrieemissions-RL), zum WRG und zum AWG. Rechtsänderungen gab es na-
türlich auch im europäischen Umweltrecht (zB Energieeffizienz-RL 2012, Seveso 
III-RL, LIFE-VO 2013) und im Umweltvölkerrecht (zB „Kyoto II“). Hinzu kommt 
schließlich die am 1. 1. 2014 in Kraft getretene Verwaltungsgerichtsbarkeits-No-
velle 2012, BGBl I 2012/51. Sie hat das Rechtsschutzsystem im österreichischen 
Verwaltungsrecht und damit auch im Umweltverwaltungsrecht tiefgreifend um-
gestaltet (Einführung einer zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit und weitge-
hende Abschaffung verwaltungsbehördlicher Instanzenzüge sowie entsprechender 
Berufungsbehörden, ua der UVS und des Umweltsenats). Im Umweltrechtsschutz 
waren aber auch Veränderungen durch das Unionsrecht und die Aarhus-Konven-
tion zu beachten. Neben den umfangreichen Rechtsänderungen mussten natürlich 
auch zahlreiche Judikate (des EGMR, des EuGH, des VfGH, des VwGH und auch 
bereits des BVwG) eingearbeitet werden. 

Der Aufbau des Kurzlehrbuchs ist im Wesentlichen unverändert geblieben. Zur 
besseren Orientierung wurden in der Neuauflage Randzahlen verwendet. Gleich 
geblieben ist jedenfalls auch das Ziel des Lehrbuchs, Grundkenntnisse des Um-
weltrechts für Studierende (aller Studienrichtungen) und Praktiker (durch vermehr-
te Aufnahme von Judikaturhinweisen) zu vermitteln.

Herzlich bedanken möchte ich mich wiederum bei Herrn Univ.-Prof. Dr. Karl 
Stöger, MJur für die wertvollen fachlichen Anregungen und Hinweise. Bei meiner 
Studienassistentin Frau Maria Buchner bedanke ich mich sehr herzlich für ihre 
sachkundige Mitwirkung an der Fahnenkorrektur sowie für ihre tatkräftige Un-
terstützung bei der Erstellung des Stichwortverzeichnisses. Für die stets hervorra-
gende Zusammenarbeit mit dem facultas.wuv Universitätsverlag danke ich ganz 
besonders Herrn Peter Wittmann. 

Das Lehrbuch ist auf dem Stand 15. 9. 2014. Hinweise auf Fehler sowie Ver-
besserungsvorschläge sind auch weiterhin stets willkommen (E-Mail: gerhard.
schnedl@uni-graz.at).

Graz, im September 2014 Gerhard Schnedl
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Vorwort

Das Schrifttum zum österreichischen Umweltrecht ist äußerst vielfältig. Es gibt 
zahlreiche Monographien und Aufsätze zu einzelnen Themen des Umweltrechts, 
spezielle Jahrbücher und Schriftenreihen zum Recht der Umwelt, umfangreiche 
Kommentare zu wichtigen Umweltgesetzen sowie ein Handbuch Umweltrecht, in 
dem zentrale Bereiche des österreichischen und europäischen Umweltrechts umfas-
send dargestellt werden. Es fehlt allerdings ein aktuelles Kurzlehrbuch des öster-
reichischen Umweltrechts, eine kompakte systematische Gesamtdarstellung dieses 
Rechtsgebiets. Dies ist umso verwunderlicher, als das Umweltrecht mittlerweile  
fester Bestandteil des juristischen Studiums ist und zunehmend auch in den Stu-
dienplänen wirtschaftswissenschaftlicher, naturwissenschaftlicher und technischer 
Stu dienrichtungen verankert wurde. Diese Lücke soll mit dem vorliegenden Werk 
„Umweltrecht im Überblick“ geschlossen werden. Es ist aus meiner Lehrtätigkeit 
an der Universität Graz und der Technischen Universität Graz hervorgegangen.

Das Kurzlehrbuch Umweltrecht soll seinen Lesern den Einstieg in ein äußerst 
komplexes Rechtsgebiet erleichtern und Grundkenntnisse des Umweltrechts ver-
mitteln, dabei aber selbstverständlich auch das Interesse an diesem Rechtsstoff 
wecken. Im Bereich des Allgemeinen Umweltrechts (Teil I des Lehrbuchs) wer-
den insb die systembildenden Grundlagen und Strukturen des Umweltrechts unter 
Berücksichtigung völkerrechtlicher, unionaler bzw nationaler Rechtsgrundlagen 
dargestellt. Das Besondere Umweltrecht (Teil II des Lehrbuchs) bietet einen Über-
blick über die einzelnen Teilrechtsgebiete des Umweltrechts bzw über die Integra-
tion des Umweltrechts in andere Rechtsgebiete. Einzelne für die juristische Praxis 
besonders relevante Rechtsbereiche des Allgemeinen und des Besonderen Umwelt-
rechts werden ausführlicher dargestellt. 

Das Kurzlehrbuch wendet sich sowohl an Studierende der Rechtswissenschaf-
ten als auch an Studierende wirtschaftswissenschaftlicher, naturwissenschaftlicher 
und technischer Studienrichtungen an Universitäten, Fachhochschulen und sonsti-
gen Bildungseinrichtungen, denen Grundlagen des Umweltrechts vermittelt wer-
den. Es richtet sich daneben aber auch an Praktiker, die sich einen schnellen Über-
blick über das Umweltrecht verschaffen wollen, sowie an alle, die an einer ersten 
Information über die rechtlichen Aspekte des Umweltschutzes interessiert sind. 

Herzlich bedanken möchte ich mich bei Herrn Univ.-Prof. Dr. Karl Stöger, 
MJur für die kritische Durchsicht des Manuskripts, für zahlreiche wertvolle fachli-
che Anregungen und Hinweise sowie für den nötigen Freiraum bei der Verfassung 
dieses Lehrbuchs. Zu besonderem Dank verpflichtet bin ich auch meinem langjäh-
rigen akademischen Lehrer, Herrn em. o. Univ.-Prof. Dr. Christian Brünner, der 
das Entstehen dieses Lehrbuchs stets gefördert hat. Bei meiner Studienassistentin 
Frau Anita Rinner sowie bei meiner Gattin Sabine Schnedl bedanke ich mich sehr 
herzlich für ihre Mitwirkung an der Fahnenkorrektur sowie für ihre sonstige tat-
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kräftige Unterstützung. Für die hervorragende Zusammenarbeit mit dem facultas.
wuv Universitätsverlag danke ich Herrn Mag. Christian Kaier. 

Das Lehrbuch ist auf dem Stand 1. 2. 2012. Hinweise auf Fehler sowie Verbes-
serungsvorschläge sind stets willkommen (E-Mail: gerhard.schnedl@uni-graz.at).

Graz, im Februar 2012 Gerhard Schnedl

Vorwort
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1. Kapitel: Umweltschutz und Umweltrecht

I. Umweltschutz als Aufgabe von Staat und Gesellschaft

Die zunehmende Industrialisierung bzw Technisierung im Laufe des letzten 
Jahrhun derts hat zwar zu allgemeinem Wohlstand und sozialer Sicherheit geführt, 
jedoch auch massive Eingriffe in die natürliche Umwelt – als quasi unvermeidba-
rer Preis der technischen Zivilisation – mit sich gebracht. Neben dem hier ange-
sprochenen technisch-wirtschaftlichen Wandel kann auch das in letzter Zeit rasante 
Bevölkerungswachstum, einhergehend mit einer zunehmenden Verstädterung, als 
ein weiteres schwerwiegendes Problem für die Umwelt angesehen werden. Um  
leben und wirtschaften zu können ist der Mensch darauf angewiesen, die Umwelt 
für seine Zwecke zu nutzen. Die Nutzung der Umwelt durch den Menschen ist 
jedoch mit zahlreichen Einwirkungen auf die Umwelt verbunden, die sich als Be-
lastungen bzw Beeinträchtigungen derselben darstellen. Längst hat der Mensch die 
Umwelt in einem Ausmaß (Umfang und Intensität) genutzt, dass diese nachhaltig 
gefährdet, geschädigt bzw vereinzelt sogar bereits zerstört ist. 

Im Vordergrund der öffentlichen Diskussion betreffend Umweltbelastungen 
bzw Umweltbeeinträchtigungen stehen Schädigungen der Umweltmedien Bo-
den, Wasser und Luft, vor allem deren Verbrauch und deren Belastung mit Schad-
stoffen. Schädigungen der Umweltmedien führen insb auch zu Beeinträchtigungen 
von Fauna und Flora. So sind sehr viele wildlebende Tier- und Pflanzenarten 
bereits ausgestorben bzw vom Aussterben bedroht. Besondere Probleme für die 
Umwelt ergeben sich aus der Freisetzung von Abfällen, Chemikalien, gentech-
nisch veränderten Organismen und radioaktiven Strahlen. Zu den auch vom 
Menschen als äußerst unangenehm empfundenen Umweltbeeinträchtigungen zählt 
schließlich der Lärm. Umweltschäden sind daneben auch durch weltweite Kli-
maänderungen zu befürchten, hervorgerufen insb durch Emissionen von Kohlen-
dioxid und anderen Treibhausgasen. Anlass zu Besorgnis gibt zudem die fortschrei-
tende Zerstörung der Ozonschicht. 

Beeinträchtigungen der Umwelt führen nicht nur zu Schädigungen der einzel-
nen Umweltmedien bzw von Fauna und Flora, sondern wirken sich auf vielfache 
Weise auch auf den Menschen aus. So können diverse Schadstoffe in Boden, Was-
ser und Luft, die über die Nahrungsmittelkette und die Atmung in den menschli-
chen Kreislauf gelangen, zu erheblichen Gesundheitsschädigungen führen. Der 
Mensch ist insofern Teil seiner Umwelt und daher auf deren Aufrechterhaltung 
angewiesen.    

Vor dem Hintergrund dieser Situationsbeschreibung kann der Umweltschutz 
zweifellos als zentrale Aufgabe der Gesellschaft angesehen werden. Da ein 
wirksamer Umweltschutz jedoch nicht der gesellschaftlichen Selbstregulierung 
überlassen werden kann, sind vielmehr die einzelnen Staaten gefordert, geeigne-
te Maßnahmen zum Schutz der Umwelt zu treffen. Umweltschutz stellt insofern 
eine fundamentale Staatsaufgabe dar. Das als Staatszielbestimmung verankerte 
Bekenntnis Österreichs zum umfassenden Umweltschutz (vgl Rz 135 ff) trägt die-
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ser Erkenntnis Rechnung. Sehr viele Umweltprobleme, wie etwa der Klimawandel, 
weisen indessen eine globale Dimension auf. Sie können auf nationalstaatlicher 
Ebene allein nicht bewältigt werden. Effektiver Umweltschutz bedarf somit auch 
eines internationalen Tätigwerdens. In den letzten Jahren ist es daher vermehrt 
zu einer Europäisierung bzw Internationalisierung des Umweltrechts gekommen. 
Umweltschutz ist heute also nicht lediglich eine Staatsaufgabe, sondern auch eine 
Aufgabe der regionalen bzw globalen Staatengemeinschaft. 

II. Funktion und Aufgabe des Rechts im Umweltschutz

In einem demokratischen Rechtsstaat vollzieht sich der Umweltschutz maß-
geblich unter der Ägide des Rechts. Das Recht ist insofern zentrales Mittel des 
Umweltschutzes, als dieser erst im Recht seine Verbindlichkeit erfährt. Das Recht 
als Steuerungsinstrument menschlichen Verhaltens hat im Bereich des Umwelt-
schutzes somit die Funktion, das auf die Umwelt gerichtete menschliche Verhalten 
verbindlich zu lenken. Verbindliche Regelungen im Bereich des Umweltschutzes 
sind geradezu unverzichtbar für das Zusammenleben in einer höchst technisierten 
Gesellschaft und daher notwendige Voraussetzung eines wirksamen Umweltschut-
zes. Anzumerken ist in diesem Zusammenhang jedoch auch, dass ein erfolgreicher 
Umweltschutz nicht allein das Ergebnis einer guten Umweltrechtsetzung ist. Effek-
tiver Umweltschutz ist vielmehr ohne freiwillige Anstrengungen der Bevölkerung 
und ohne einen Bewusstseinswandel in der Gesellschaft, der durch das Recht nur 
bedingt steuerbar ist, auf Dauer unmöglich. Begleitendes Instrument des Rechts im 
Bereich des Umweltschutzes ist daher die Vermittlung eines ausgeprägten Umwelt-
bewusstseins in der Bevölkerung, und zwar durch Maßnahmen der Umwelterzie-
hung bzw Umweltbildung.

Eine besondere Form des freiwilligen Engagements im Bereich des Umweltschutzes ist 
das außerhalb des Zivildienstes stehende Freiwillige Umweltschutzjahr. Gesetzliche Grund-
lage dafür ist das aus 2012 stammende Bundesgesetz zur Förderung von freiwilligem Engage-
ment (Freiwilligengesetz – FreiwG), BGBl I 2012/17 idgF. Das Freiwillige Umweltschutzjahr 
(§§ 22 ff leg cit) beruht auf zwei Säulen, und zwar der Bildungs- bzw Berufsorientierung sowie 
dem freiwilligen Engagement. 

Dem Recht kommt im Bereich des Umweltschutzes eine doppelte Aufgabe 
zu: Zum einen hat es den normativen Rahmen für eine effiziente Bewältigung der 
vielfältigen Umweltprobleme bereitzustellen (Umweltschutzermöglichung). Zum 
anderen hat es einen grundsätzlichen Ausgleich zwischen konkurrierenden und 
konfligierenden Umweltnutzungsinteressen wie auch gegenüber sonstigen öffent-
lichen Interessen (wirtschaftliche Entwicklung, hohes Beschäftigungsniveau, tech-
nologischer Fortschritt, soziale Sicherheit etc) herbeizuführen (Umweltschutz-
ausgleich). Beide Aufgaben lassen sich nicht immer spannungsfrei nebeneinander 
verwirklichen, sondern fordern wechselseitige Kompromisse. Dabei ist es notwen-
dig, die widerstreitenden ökonomischen, sozialen und ökologischen Bedürfnisse 
der Menschheit in Bezug auf die Umwelt zu einem optimalen Ausgleich zu brin-
gen, und zwar zwischen den einzelnen Mitgliedern einer Gesellschaft, zwischen 
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gegenwärtigen und zukünftigen Generationen sowie zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern. 

III. Begriff und Regelungsgegenstand des Umweltrechts

Eine allgemein anerkannte Definition des Begriffs „Umweltrecht“ bzw des zu-
meist synonym verwendeten Begriffs „Umweltschutzrecht“ gibt es nicht. Nach ei-
ner funktionalen Betrachtungsweise versteht man unter Umweltrecht die Summe 
der Rechtsnormen, die dem Schutz der Umwelt dienen. Regelungsgegenstand 
des Umweltrechts ist somit die Umwelt, genauer gesagt deren Schutz. 

Dem Umweltrecht liegt heute grundsätzlich ein extensiver (weiter) und dy-
namischer (entwicklungsoffener) ökologischer Umweltbegriff zu Grunde. Die-
ser umfasst sowohl die natürliche Umwelt (die natürlichen Lebensgrundlagen des 
Menschen, insb die Umweltmedien) als auch die vom Menschen gestaltete und 
bebaute Umwelt, die sog Kulturlandschaft bzw „künstliche Umwelt“. 

Schutzgüter eines extensiven ökologischen Umweltbegriffs sind insb:  
•   Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume;
•   die Umweltmedien Boden, Wasser und Luft einschließlich der Atmosphäre, 

das Klima und die Landschaft; 
•   Sach- und Kulturgüter des Menschen. 

Der Mensch sowie die Sach- und Kulturgüter des Menschen stellen kein direktes, son-
dern lediglich ein indirektes Umweltschutzgut dar. Gefährdungen des Menschen bzw seiner 
Sach- und Kulturgüter sind daher nur dann Schutzgut des Umweltbegriffs, wenn ihre Ursache 
im schlechten Zustand oder in der Gefährdung der Umweltmedien zu finden ist (zum Begriff der 
Sachgüter vgl EuGH 14. 3. 2013, C-420/11, Leth – näher dazu siehe Rz 288). 

Tiere sind nur insofern Umweltschutzgut, als es dabei um den Schutz der einzelnen Tierarten 
bzw deren Lebensräume geht. Demzufolge ist lediglich der Artenschutz und nicht auch der Tier-
schutz ieS (die Tierhaltung, der Tiertransport oder Tierversuche) Teil des Umweltrechts.  

Von den Umweltschutzgütern sind die sog Umweltfaktoren zu unterscheiden. 
Es sind dies jene Einflüsse, die auf die Umweltschutzgüter negativ einwirken. 
Umweltfaktoren sind insb: 
•   Chemikalien (Stoffe); 
•   Abfälle;
•   gentechnisch veränderte Organismen;
•   Energie;
•   Lärm;
•   Strahlung.  

Wenngleich der Begriff „Umwelt“ in einer Vielzahl von Rechtsvorschriften 
zu finden ist, existiert weder im österreichischen Recht noch im Völkerrecht oder 
im Unionsrecht ein einheitlicher normativer Umweltbegriff. In den einzelnen 
Rechtsvorschriften wird entweder stillschweigend vorausgesetzt, was unter „Um-
welt“ zu verstehen ist, oder der Umweltbegriff ist mit höchst unterschiedlichen 
Inhalten verbunden. Eine rechtlich verbindliche Definition des Begriffs „Umwelt“ 
kann daher immer nur für die jeweilige Rechtsvorschrift vorgenommen werden. 
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Ein extensiver Umweltbegriff liegt dem im BVG Nachhaltigkeit normierten Bekenntnis 
der Republik Österreich zum umfassenden Umweltschutz und den Umweltschutz-Staatsziel-
bestimmungen einzelner Landesverfassungen zu Grunde (näher dazu vgl Rz 135 ff). Auch 
die zeitlich jüngeren vom EU-Recht geprägten einfachgesetzlichen Umweltrechtsvorschriften 
gehen im Regelfall von einem weiten Umweltbegriff aus. Zu erwähnen ist diesbezüglich ua der 
Umweltbegriff des UVP-G (§ 1 Abs 1 Z 1; näher dazu vgl Rz 288) oder jener des UIG (§ 2; näher 
dazu vgl Rz 274). Von einem engeren Umweltbegriff gehen dagegen etwa das B-UHG (§ 2) oder 
die Landes-UHG aus (näher dazu vgl Rz 226).  

Dem Umweltrecht liegt neben einem extensiven Umweltbegriff auch ein weiter 
Umweltschutzbegriff zu Grunde. Ein solcher beinhaltet sowohl Maßnahmen des 
konservierenden als auch des vorsorgenden Umweltschutzes. Ein extensiver Um-
weltschutzbegriff geht insofern über den ursprünglichen Ansatz des Umweltrechts, 
nämlich die bloße Abwehr von Umweltbeeinträchtigungen (Gefahrenabwehr), hin-
aus. Er umfasst vielmehr auch eine aktive positive Einwirkung auf die Umwelt im 
Sinne gestaltender und vorsorgender Aspekte. 

Einem extensiven Umweltschutz sind jedenfalls folgende Maßnahmen zuzu-
rechnen: 
•   Maßnahmen zur Beseitigung bereits eingetretener Umweltschäden; 
•   Maßnahmen zur Abwehr diverser Umweltbeeinträchtigungen;
•   Maßnahmen zur Vermeidung künftiger Umweltgefährdungen;
•   Maßnahmen zur Bewahrung der Umwelt in ihrem vorhandenen Zustand;
•   Maßnahmen zur Verbesserung des gegenwärtigen Umweltzustands.

Sowohl dem im BVG Nachhaltigkeit normierten Bekenntnis der Republik Österreich zum 
umfassenden Umweltschutz als auch den Umweltschutz-Staatszielbestimmungen der einzel-
nen Landesverfassungen liegt nicht nur ein extensiver Umweltbegriff, sondern auch ein weiter 
Umweltschutzbegriff zu Grunde (vgl Rz 135 ff). Gleiches gilt für einfachgesetzliche Umwelt-
vorschriften von Bund und Ländern. Zu erwähnen sind etwa die Umweltschutzbegriffe einzelner 
Landesumweltschutzgesetze (vgl etwa § 1 Stmk Gesetz über Einrichtungen zum Schutz der 
Umwelt – StESUG; siehe Rz 60).  

Entscheidend für das Begriffsverständnis „Umweltschutz“ ist die Frage nach 
dem Schutzzweck des Umweltschutzes. Dabei steht einem anthropozentrischen 
Umweltschutz (von griechisch „anthropos“ = Mensch), der die Umwelt um des 
Menschen willen schützt, ein ökozentrischer bzw physiozentrischer Umwelt-
schutz (von griechisch „physis“ = Natur), der die Umwelt um ihrer selbst willen 
schützt, gegenüber. Der anthropozentrische und der ökozentrische Umweltschutz 
schließen sich gegenseitig nicht aus. Sie bestehen vielmehr nebeneinander und 
können sich sogar überlagern. 

Die österreichische Rechtsordnung ist vornehmlich anthropozentrisch ausgerichtet. Allen 
voran das im BVG Nachhaltigkeit normierte Bekenntnis der Republik Österreich zum umfas-
senden Umweltschutz („Umfassender Umweltschutz ist die Bewahrung der natürlichen Umwelt 
als Lebensgrundlage des Menschen vor schädlichen Einwirkungen“; vgl Rz 135). Daneben fin-
den sich jedoch auch Ansätze eines ökozentrisch orientierten Umweltschutzes (zB im Natur-
schutzrecht). Zeitlich jüngere Umweltgesetze verfolgen sowohl einen anthropozentrischen als 
auch einen ökozentrischen Umweltschutz (vgl etwa § 1 IG-L [siehe Rz 347], § 1 ChemG [siehe 
Rz 396] oder § 1 GTG [siehe Rz 404]).
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